
N i e d e r s c h r i f t  

über die 26. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
am 06.12.2001 im Kleinen Sitzungssaal des Neuen Rathauses 

Unter Vorsitz von Bürgermeister Heinrich Stommel nehmen folgende Stadtverordnete (StV) an der Sitzung 
teil: 

Schmitz, Peter, 1. stellv. Ausschussvorsitzender  
Gunia, Wolfgang, 2. stellv. Ausschussvorsitzender  
Anhalt, Wolfgang, StV  
Birx, Michael, StV  
Bochem, Hans-Peter, StV  abwesend 
Capellmann, Peter, StV  
Doose, Friederike, StV  
Friedrich, Egbert, StV  abwesend 
Hoven, Matthias, StV  16:00 - 20:00 
Kieven, Hubert, StV  16:00 - 20:35 
Köhne, Franz-Josef, StV  
Lambertin, Servatius, StV  
Meyer, Hans, StV  
Müller, Heinz, StV  16:00 - 20:15 
Neuenhoff, Claus Hinrich, StV  
Pott, Hildegard, StV  
Riesen, Karl-Heinz, StV  16:00 - 17:00 
Schumacher, Dr. Helmut, StV  
Kolonko-Hinssen, Eva-Maria, StV mit beratender Stimme  
Fink, Ulrike, Vertreterin für StV Egbert Friedrich  
Frey, Heinz, Vertreter für StV Hans-Peter Bochem 
Lohn, Helmut, Vertreter für StV Karl-Heinz Riesen, 17:00 - 20:50 
 

Von der Verwaltung nehmen an der Sitzung teil: 

Schulz, Martin Beigeordneter 
Krause, Joachim Dezernent 
Spelthann, Edmund Kämmerer 
Heinen, Helmut Hauptamtsleiter, zeitweise 
Rutte-Merkel, Frank Wirtschaftsförderer, zeitweise 
Ervens, Heinz-Günter Stellv. Bauverwaltungsamtsleiter, zeitweise 
Friedel, Josef Werkleiter Stadtwerke Jülich GmbH, zu TOP 24 
Muckel, Frank Schriftführer 

 

Bürgermeister Stommel eröffnet gegen 16:00 Uhr die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt fest, dass 
die Einladung zu dieser Sitzung fristgerecht zugegangen und der Haupt- und Finanzausschuss beschlussfähig 
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ist. 

Weiterhin schlägt er vor, die Tagesordnung im öffentlichen Teil um die Beratungspunkte 

13.5 a Überplanmäßige Bereitstellung einer Verpflichtungsermächtigung für die Kanal- und 
Straßenbauarbeiten in der Christina- und Barbarastraße 

und 

25. a Schaltung von Werbeanzeigen 

zu erweitern. Einwendungen hiergegen werden nicht erhoben. 

Die Tagesordnung stellt sich unter Berücksichtigung evtl. Erweiterungen und Absetzungen wie folgt dar: 

Tagesordnung: 

A. Öffentlicher Teil 

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

1.1. Einwohnerstand der Stadt Jülich zum 30.09.2001 

1.2. Stellenbesetzung Arbeiter/Bauhof 

1.3. Abwasserbeseitigungskonzept 

1.4. Fahrkostenentschädigung für Rats- und Ausschussmitglieder sowie Ortsvorsteher 

1.5. Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

2. Anfragen 

 Anfrage Nr. 12/2001 der SPD-Fraktion vom 25.09.2001 betr. Tagebau Inden -  
Wasserrechtliche Erlaubnis zur Fortsetzung der Entnahme und Ableitung von Grundwasser für 
die Entwässerung des Tagebaus 

3. Neufassung der Benutzungs- und Gebührensatzung für die Stadtbücherei Jülich  

4. 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt 
Jülich 

5. 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Jülich 

6. 9. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallbeseitigung in der 
Stadt Jülich 

7. 22. Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Jülich 

8. Einführung einer getrennten Abwassergebühr 
hier: Antrag der SPD-Stadtratsfraktion Nr. 40/2001 vom 28.10.2001 

9. 2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Jülich 

10. Neufassung der Hundesteuersatzung der Stadt Jülich und Anpassung der Steuersätze an den 
Euro 

11. Euroumstellung der Gebühr für das Ausstellen eines Parkausweises für Anwohner 
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12. Umstellung des Elteranteiles für den Mittagstisch der Gemeinschaftshauptschule von DM auf 
Euro 

13. Über- und außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln 

13.1. Außerplanmäßige Bereitstellung von Mitteln für den Neubau der Brücke Radweg Kirchberg 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

13.2. Außerplanmäßige Bereitstellung von Mitteln für die Beseitigung des Brandschadens im Parkhaus 
Zitadelle 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

13.3. Außerplanmäßige Bereitstellung von Mitteln für die allg. bauliche Unterhaltung der Schulen und 
anderer städt. Gebäude 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

13.4. Überplanmäßige Bereitstellung von Mitteln für den Neubau der Brücke Bongardstraße 

13.5. Überplanmäßige Bereitstellung von Mitteln bei der HHSt. 1.8830.50071 „Erneuerung von 
Kanalhausanschlüssen für die städtischen Wohnhäuser Kirchberger Straße 18, 19, 20 und 
Linzenicher Straße 2, 4, 6 sowie Linzenicher Straße 8, 10, 12“ 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

13.5.a Überplanmäßige Bereitstellung einer Verpflichtungsermächtigung für die Kanal- und 
Straßenbauarbeiten in der Christina- u. Barbarastraße 

14. Bauleitplanung 

14.1. Bebauungsplan  Koslar Nr. 15 „An der alten Schule“ 
a) Beschluss über das Ergebnis der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
b) Satzungsbeschluss für den Teilbereich 15.1 gemäß § 10 BauGB 

14.2. Bebauungsplan Nr. 70.41 „Ginsterweg“ 
- Satzungsbeschluss - 

15. Abschnittsbildung „Martinusstraße“, Stetternich 

16. Erschließungseinheit „Auf der Klause/Gertrud-Zillbach-Straße“, Stetternich 

17. Neuorganisation des Kultur- und Freizeitbereichs  
(Antrag Nr. 43/2001 der SPD-Stadtratsfraktion vom 10.11.2001) 

18. Neustrukturierung der Wirtschaftsförderung im Kreis Düren 
- Sachstandsbericht - 
(s. auch Antrag Nr. 41/2001 der CDU-Stadtratsfraktion vom 06.11.2001) 

19. Mitwirkung der Stadt Jülich im Städte- und Gemeindenetz Bördenpark 

20. Änderung der Vergabeordnung 
(Antrag Nr. 19/2001 der F.D.P.-Stadtratsfraktion und der CDU-Stadtratsfraktion vom 
25.04.2001) 

21. Schlussbericht des Rechnungsprüfungsausschusses über die Prüfung der Jahresrechnung 2000 
- Entlastung des Bürgermeisters 

22. Zitadellenfest 2002 

23. Wirtschaftsplan 2002 der Brückenkopf-Park GmbH 
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24. Wirtschaftsplan 2002 der Stadtwerke Jülich GmbH und Finanzplan der Stadtwerke Jülich 
GmbH für die Jahre 2001 - 2005 

25. Einrichtung einer Baustellentoilette - probeweise - auf dem Kommunalfriedhof Jülich 
hier: Bürgerantrag Nr. 10/2001 des Herrn Gottfried Wrede 

25.a Schaltung von Werbeanzeigen 2002 

B. Nichtöffentlicher Teil 

A. Öffentlicher Teil 

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

1.1. Einwohnerstand der Stadt Jülich zum 30.09.2001 
(Vorlagen-Nr.: 555/2001) 

Der Einwohnerstand betrug zum 30.09.2001  33.776 Personen. Dies bedeutet gegenüber dem 
Einwohnerstand vom 30.09.2000 von 33.294 Personen einen Zuwachs von 482 Einwohnern. 

1.2. Stellenbesetzung Arbeiter/Bauhof 
(Vorlagen-Nr.: 572/2001) 

Der Rat hat am 16.11.1999 den Einstellungsstoppbeschluss vom 13.06.1996 für die 
Wiederbesetzung freier Stellen im Bereich „Arbeiter/Bauhof“ aufgehoben. 

Aktuell ist im Bauhof eine Facharbeiterstelle (Gärtnerin/Gärtner) vakant. 

Vor dem Hintergrund der bekannten überaus angespannten Haushaltssituation ist beabsichtigt, 
im v.g. Fall eine Wiederbesetzung der vakanten Stelle bis auf weiteres auszusetzen. 

Dabei wird davon ausgegangen, dass diese Absicht die Interessenslage des Rates darstellt.  

1.3. Abwasserbeseitigungskonzept 
(Vorlagen-Nr.: 612/2001) 

Die 3. Fortschreibung des Abwasserbeseitigungskonzeptes ist weitgehend abgeschlossen. Im 
Hinblick auf die derzeitige Haushaltsituation muss zunächst noch eine Abstimmung der geplanten 
Maßnahmen in den Haushaltsberatungen erfolgen. Anschließend wird das 
Abwasserbeseitigungskonzept entsprechend vorgestellt. 

1.4. Fahrkostenentschädigung für Rats- und Ausschussmitglieder sowie Ortsvorsteher 
(Vorlagen-Nr.: 646/2001) 

Aufgrund der Hauptsatzung der Stadt Jülich ist die Fahrkostenentschädigung ab 01.01.2002 auf 
26 Cent festgesetzt.  

Nach der zum 01.01.2002 in Kraft tretenden Neufassung der Entschädigungsverordnung ist 
eine Fahrkostenerstattung in Höhe der Entschädigung nach dem Landesreisekostengesetz 
zulässig. 

Durch die Änderung des Landesreisekostengesetzes ist ab 01.01.2002 eine 
Fahrkostenerstattung in Höhe von 27 Cent zulässig, also 1 Cent mehr als in der Hauptsatzung 
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festgesetzt. 

Sollte die Hauptsatzung aufgrund des dargestellten Sachverhalts geändert werden, was nicht 
zwingend erforderlich ist, müsste seitens der Fraktionen ein entsprechender Antrag gestellt 
werden. 

1.5. Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

Die aufgrund eines Antrags der CDU-Stadtratsfraktion und der F.D.P.-Stadtratsfraktion in der 
Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 05.04.2001 beschlossene Erstellung einer Liste 
über die Freiwilligen Ausgaben für das Haushaltsjahr 2002 wird derzeit noch vor dem 
Hintergrund der angespannten Haushaltslage für das Haushaltsjahr 2002 erarbeitet und wird mit 
dem Haushaltsentwurf 2002 vorgelegt. 

Für die Bildung eines Pools für die zu verteilenden Zuschüsse wurde ein Arbeitskreis gebildet, 
der seine Arbeit aufgenommen hat. Die erste Sitzung hat bereits stattgefunden; die zweite ist für 
Anfang des Jahres 2002 vorgesehen. 

Die übrigen Beschlüsse sind durchgeführt. 

2. Anfragen 

 Anfrage Nr. 12/2001 der SPD-Fraktion vom 25.09.2001 betr. Tagebau Inden -  
Wasserrechtliche Erlaubnis zur Fortsetzung der Entnahme und Ableitung von Grundwasser für 
die Entwässerung des Tagebaus 
(Vorlagen-Nr.: 640/2001) 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Stommel, 

ich bitte um Beantwortung nachfolgender Fragen im Haupt- und Finanzausschuss am 04. 
Oktober (in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 04.10.2001 wurde mitgeteilt, 
dass die Beantwortung der umfangreichen Fragen in der Kürze der Zeit nicht möglich ist; 
insofern wurde die Beantwortung auf die heutige Sitzung verschoben.) 

A Mit Scheiben vom 09. Oktober 2000 hat das Landesoberbergamt Nordrhein 
Westfalen (Goebenstraße 25, 44315 Dortmund) in der obigen Angelegenheit alle 
beteiligten Kommunen und Verbände angeschrieben. Gegenstand des Schreibens 
war: 

a) Abstimmung des Untersuchungsrahmens der Prüfung der    
 Umweltauswirkungen sowie  der FFH-Verträglichkeit bzgl. der geplanten 
 weiteren Wasserentnahme durch den Bergbautreibenden. 

b) Einladung zu einem Besprechungstermin am 09. November im   
 Landesoberbergamt, Dortmund. 

Frage I: (aufgesteilt in mehrere Teilfragen) 

1. Ist ein solches Schreiben bei der Stadt Jülich eingegangen? 

 Ja. 

2. Wenn Ja (bei 1): Wie hat die Stadt Jülich auf dieses Schreiben reagiert 
    (Stellungnahme zu a)? 

 Die wasserrechtliche Erlaubnis vom 29.12.1987 für den Tagebau Inden ist gem. § 
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7  Wasserhaushaltsgesetz bis zum 31.12.2005 befristet. Die RWE-Rheinbraun AG 
 beabsichtigt für das im zugelassenen Rahmenbetriebsplan vom 20.09.1984 
 (Ergänzung vom 21.05.1990) angezeigte Abbauvorhaben, eine Verlängerung der 
 sog. wasserrechtlichen Erlaubnis zu beantragen. Zur Zeit werden die Unterlagen für 
 einen neuen Antrag vorbereitet. Diese sollen 2002 eingereicht werden. Ein 
 Bestandteil des Antrages wird die Umweltverträglichkeitsprüfung sein. Die Stadt 
 Jülich wird dann als betroffene Kommune zu diesem Antrag incl. 
 Umweltverträglichkeitsprüfung  Stellung nehmen. 

3. War der Stadt Jülich der Termin vom 09. November 2000 bekannt (Stellungnahme zu 
b)? 

 Ja. 

4. Wenn Ja (bei 3):  Hat die Stadt Jülich diesen Termin wahrgenommen? 

 Nein. 

5. Wenn Ja (bei 4):  Welche Punkte hat die Stadt Jülich eingebracht? 

 Siehe Antwort zu Frage I 4. 

6. Wenn Ja (bei 5):   In welchem Ausschuss/Gremium sind diese Punkte behandelt 
    worden? 

Die Angelegenheit ist bisher nicht in den Gremien behandelt worden. Der richtige Zeitpunkt 
hierfür ist die Stellungnahme der Stadt Jülich zum Wasserrechtsantrag von Rheinbraun. 
Dieser wird voraussichtlich Anfang 2002 eingebracht werden und dann im Planungs-, 
Umwelt- und Bauausschuss beraten. 

7. Wenn Nein (bei 4): Warum hat die Stadt Jülich nicht teilgenommen? 

 Am 09.12.2000 und 28.11.2000 fanden bei der Bezirksregierung Arnsberg zwei  
 Besprechungen statt, bei denen der Vorschlag des Vorhabenträgers zum   
 voraussichtlichen Untersuchungsrahmen für die Umweltverträglichkeitsprüfung  
 besprochen wurde. Seitens der Verwaltung wurde entschieden, an diesen Terminen nicht 
 teilzunehmen. 

Bei allen Verwaltungshandlungen - und dies betrifft auch die Teilnahme an Terminen -muss 
zunehmend immer mehr die Priorität der Maßnahme geprüft werden. Bei den hier 
angesprochenen Terminen handelt es sich um die Erörterung eines vorläufigen, nicht 
rechtsverbindlichen Untersuchungsrahmens. Dies bedeutet, die Stadt Jülich hat jederzeit, 
auch nach Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis, die Möglichkeit Forderungen  
nachzumelden, die dann in den Untersuchungsrahmen integriert werden können. Dieses 
Verfahren wurde gewählt, weil man zum Zeitpunkt der Erteilung der wasserrechtlichen 
Erlaubnis noch nicht absehen kann, welche Veränderung durch den Tagebau auftreten 
werden. D.h. man behält sich die Option einer flexiblen Reaktion vor.  

 Aber selbst dieser Zeitpunkt ist noch nicht entstanden; vielmehr wird der Antrag zur 
 Verlängerung der wasserrechtlichen Erlaubnis, zu dem die Stadt Jülich dann offiziell 
 Stellung nehmen wird, erst noch vorgelegt werden. 

Die bereits durch das Monitoring-Verfahren der Universität Giesen erfassten 
Feuchtgebiete, wie z.B. Kellenberger Kamp, werden auch weiterhin beobachtet. Zu allen 
relevanten wasserwirtschaftlichen Fragen steht die Stadt Jülich in engem Kontakt mit den 
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zuständigen Behörden, wie z.B. dem Staatlichen Umweltamt Aachen und der Unteren 
Wasserbehörde des  Kreises Düren. 

B Am 28.11.2000 hat eine weitere Besprechung zum gleichen Thema mit dem  
 Landesoberbergamt stattgefunden. 

Frage II: (aufgeteilt in mehrere Teilfragen) 

Frage Nr. 3 bis 7 aus Punkt A sind hier sinngemäß zu beantworten. 

Siehe Antworten zu Fragen Nr. 3 bis 7 aus Punkt A. 

C  
Frage III: (wiederum der Übersicht wegen in Teilfragen unterteilt) 

1. Ist es richtig, dass in dem unter A und B erwähnten Verfahren Einflussmöglichkeiten 
der beteiligten Gemeinden, Städte und Verbände gegeben sind, die vorzunehmenden 
Untersuchungen mit der Abstimmung des Untersuchungsrahmens von vornherein zu 
beeinflussen? 

 Wie in der Antwort zu Frage I 7. bzw. II 7. dargelegt, hat die Stadt Jülich  
 Einflussmöglichkeiten im Rahmen ihrer Stellungnahme zum Antrag der   
 wasserrechtlichen Erlaubnis, sowie darüber hinaus jederzeit, auch nach Erteilung der 
 wasserrechtlichen Erlaubnis, die Möglichkeit Forderungen nachzumelden. 
 
2. Ist dieses Verfahren eine Möglichkeit, um insbesondere auf bestimmte negative  
 Auswirkungen des Bergbaus und der vorzunehmenden Sümpfungsmaßnahmen  
 frühzeitig hinzuweisen? 

 Dies ist eine Möglichkeit, jedoch nicht die einzige und auch nicht die entscheidende. 

3. Wenn Ja (bei 1): In welcher Form hat die Stadt Jülich die Interessen der Bürger 
vertreten? 

 Siehe Antwort zu Frage I 7. 

4. Wenn Nein (bei 1): Welchen Sinn haben diese Vorerörterungstermine nach Meinung 
der Stadt Jülich? 

Ein wie oben beschriebener Vorerörterungstermin hat für den Vorhabenträger, nämlich 
Rheinbraun, den Vorteil, zunächst den zu betreibenden Aufwand abschätzen zu können. 

5. Ist bekannt, inwieweit die Nachbarkommunen Aldenhoven und Linnich an diesen 
 Terminen und dem oben genannten Verfahren teilgenommen haben? 

 Unseres Wissens wurden die genannten Kommunen durch ein Ingenieurbüro  
 vertreten. 

6. Gibt es irgendwelche offiziellen (behördlichen) Verständigungen/Abstimmungen oder 
bloße Kontakte der Stadt Jülich bzgl. der oben genannten Verfahren mit den 
genannten Nachbarkommunen? 

Die genannten Kommunen sind, wie auch die Stadt Jülich, in der Arbeitsgemeinschaft Inde-
Rur vertreten. 

D Mit Schreiben vom 19. April 2001 hat die zuständige Behörde, Bezirksregierung 
Arnsberg, Abt. 8 Bergbau und Energie in NRW (Goebenstraße 25, 44135 Dortmund) 
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unter dem Geschäftszeichen I 5 - 7 - 2000 - 1, den Bergbautreibenden über den 
voraussichtlichen Untersuchungsrahmen unterrichtet und diese Schreiben ebenfalls 
den beteiligten Kommunen und Verbänden zugeschickt. 

Frage IV: (wiederum aufgeteilt in Unterfragen) 

1. Liegt dieses Schreiben der Stadt Jülich vor? 

 Ja. 

2. Wenn Ja:  Seit wann? 

 Seit dem 31.5.2001. 

3. Warum ist der zuständige Ausschuss bis heute nicht über diese Vorgänge und die 
 zuständigen Schriftwechsel informiert worden? 

Mit Schreiben vom 19.4.2001 hat die Bezirksregierung Arnsberg, Abt.8 Bergbau und 
Energie in NRW der RWE Rheinbraun AG mitgeteilt, dass ihrem Vorschlag zum 
voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung und über Art 
und Umfang der voraussichtlich beizubringenden Unterlagen unter Berücksichtigung der im 
Schreiben (13 Seiten) gemachten Anmerkungen zugestimmt wird. Die korrigierte und 
ergänzte Version der Umweltverträglichkeitsprüfung wird dann, zusammen mit den anderen 
Antragsunterlagen zur Erlangung der wasserrechtlichen Erlaubnis, eingereicht werden. 

Wie bereits erwähnt, wird die Umweltverträglichkeitsprüfung Bestandteil des 
wasserrechtlichen Antrages, welcher 2002 vorgelegt wird. Im Rahmen dessen, wird dem 
Ausschuss und dem Stadtrat der Wasserrechtsantrag zur Stellungnahme vorgelegt werden. 
Die politischen Gremien haben dann die Möglichkeit ihre Anmerkungen, Bedenken und 
Forderungen zu äußern, d.h. es werden selbstverständlich, wie bisher üblich, alle 
Entscheidungen durch den Rat gefällt. Quantitativ nicht zu bewältigender Schriftverkehr etc. 
soll jedoch nicht die Ausschussarbeit behindern oder blockieren. 

4. Warum wurde noch in der Planungs-, Umwelt- und Bauausschuss-Sitzung von Mai 
und Juni auf die Nachfrage eines SPD-Ausschussmitgliedes ein entsprechendes 
Verfahren als nicht existent hingestellt? 

Die Nachfrage eines SPD-Ausschussmitgliedes wurde in der Planungs-, Umwelt- und 
Bauausschuss-Sitzung am 29.03.2001 mitgeteilt, dass zur Zeit keine Anträge der RWE-
Rheinbraun zwecks Stellungnahme durch die Stadt Jülich vorliegen. Ebenfalls wurde 
mitgeteilt, dass babsichtigt sei, die vorhande wasserrechtliche Erlaubnis zu verlängern und 
das die erforderlichen Antragsunterlagen erstellt würden, so dass sie anschließend durch 
die zuständige Behörde an die Stadt Jülich zwecks Stellungnahme geschickt würde. Der in 
der Frage unterstellte Sachverhalt ist somit nicht zutreffend. 

E Für die Planungs-, Umwelt- und Bauausschuss-Sitzung am 27.08.2001 wurde dann 
eine Vorlage zur Stellungnahme der Stadt Jülich zur 1. Ergänzung des 
Sonderbetriebplanes 4/2000 - Maßnahmen zur Entwässerung, Rand, Feldes- und 
Sohlenbereich- vorgelegt. 

Frage V: (wiederum aufgeteilt) 

1. Ist unter diesem Titel der Verwaltungsvorlage das oben genannte Verfahren 
gemeint? 
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 Nein. Thema des hier genannten Verfahrens ist der Sonderbetriebsplan, zu dem es 
 bereits eine wasserrechtliche Erlaubnis vom 29.12.1987 gibt. 

2. Nur bei Nein (bei 1): Warum wurde der Planungs-, Umwelt- und Bauausschuss bis 
heute nicht über das obigeVerfahren unterrichtet und worin unterscheiden sich die 
beiden Verfahren? 

Der Planungs-, Umwelt- und Bauausschuss wird über wesentliche Verfahrensschritte durch 
Mitteilungen informiert. Bei Stellungnahmen der Stadt Jülich zu Wasserrechtsverfahren, 
Rahmenbetriebsplänen, Betriebsplänen und Sonderbetriebsplänen wird eine Entscheidung 
des Rates, bezogen auf die Stellungnahmen der Stadt Jülich, herbeigeführt.  

 Die beiden Verfahren unterscheiden sich hinsichtlich der Hierarchie der Planebenen. 
 Vergleichbar etwa den bekannten Verfahren in der Bauleitplanung,  
 Gebietsentwicklungsplan, Flächennutzungsplan und Bebauungsplan. 

3. Ist es richtig, dass diese zitierte Vorlage der Verwaltung noch am Tage der Sitzung 
 während der Vorbesprechungen der Fraktionen zur vorgesehenen umfangreichen 
 Tagesordnung um einen zweiseitigen geänderten Beschlussentwurf erweitert wurde? 

 Ja. Wie allgemein bekannt ist. 

4. In der Erklärung der Verwaltung wurde darauf hingewiesen, dass man hier die alten 
Fassungen früherer Diskussionen und Beratungen der zuständigen Ausschüsse und 
des Stadtrates übernommen habe.  

Inwieweit tragen die dort geäußerten Bedenken der (in der Mitteilung des Planungs-, 
Umwelt- und Bauausschusses vom Juni bekanntgegebenen) Feststellungen des 
Staatlichen Umweltamtes Aachen Rechnung, worin Folgeschäden durch den 
Bergbautreibenden als sicher angenommen werden? 

 (Zur Erläuterung verweisen wir auf den genauen Wortlaut der Protokollmitteilung) 

 Das Staatliche Umweltamt geht davon aus, dass die durch die Uni Giesen ermittelten 
 Auswirkungen in den Feuchtgebieten durch die Absenkung durch Rheinbraun zu 
 verzeichnen sind. Nach eigener Aussage des Staatlichen Umweltamtes ist dies eine 
 Interpretationsmöglichkeit. Andere, wie die Gutachter selbst, können derzeitig einen 
 definitiven Grund nicht benennen (auch geringere Niederschläge in den vergangenen 
 Jahren werden als mögliche Ursache genannt). 

Den Bedenken der Feststellung des Staatlichen Umweltamtes Aachen, worin Folgeschäden 
des Tagebaus als sicher angenommen werden, wird seitens der Stadt Jülich in soweit 
Rechnung getragen, als wiederholt gefordert wird, dass Rheinbraun für Schäden einstehen 
muss und Maßnahmen ergreifen muss, diese zu beheben. Die Forderungen wurden 
erhoben, obwohl es sich hier um den Sonderbetriebsplan handelt, für den eine 
wasserrechtliche Erlaubnis bereits vorliegt. 

5. Was verbirgt sich hinter dem in der Vorlage zitierten Ratsbeschluss vom 
 27.02.1985? 

Hierbei handelt es sich um die Stellungnahme des Stadtrates zum wasserwirtschaftlichen 
Rahmenbetriebsplan. 

6. Warum hat der Wortlaut dieses Beschlusses den Ausschussmitgliedern des Planungs- 
Umwelt- und Bauausschusses am 27.08.2001 zur Beratung nicht vorgelegen, obwohl 
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bekannt ist, dass im Ausschuss überwiegend neue Mitglieder sitzen, die den Beschluss 
nicht kennen können? 

 Ohne diesen Beschluss hätten sämtliche Stellungnahmen in der Vergangenheit zu 
 Rahmenbetriebsplänen, Betriebsplänen und Sonderbetriebsplänen nicht beschlossen 
 werden können. Insofern wurde der “Grundsatzbeschluss” von 1985 als bekannt  
 vorausgesetzt. 

F Schlußfrage VI: 

Wodurch ist zu erklären, dass eine Stellungnahme der Stadt Jülich zur 1. Ergänzung zum 
Sonderbetriebsplan 4/2000 (Rheinbraun AG - Tagebau Inden) - Maßnahmen der 
Entwässerung, Rand-, Feldes- und Sohlenbereich- nicht zum vorgesehenen Termin Mitte 
2001 abgegeben werden konnte und zudem ein zweiseitiger geänderter Beschlussentwurf 
während der Vorbesprechungen zur Sitzung des Planungs-, Umwelt- und Bauausschusses 
am 27.08.2001 nachgereicht wurde, so dass dadurch eine unter Wahrung einer 
Fristverlängerung bis zum 30.08.2001 abzugebende Stellungnahme am 27.08.2001 unter 
Ausschluss jeglicher Beratungsmöglichkeit erfolgen mußte? 

Durch ein Versehen der Verwaltung. 

3. Neufassung der Benutzungs- und Gebührensatzung für die Stadtbücherei Jülich  
(Vorlagen-Nr.: 372/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die Neufassung der Benutzungs- und Gebührensatzung für die Stadtbücherei Jülich wird wie 
folgt erlassen: 

„Folgt Benutzungs- und Gebührensatzung für die Stadtbücherei Jülich gemäß Anlage1 zu 
dieser Niederschrift!“ 

4. 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt 
Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 486/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der 
Stadt Jülich wird wie folgt erlassen: 

„Folgt Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der 
Stadt Jülich gemäß Anlage 2 zu dieser Niederschrift.“ 

5. 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 577/2001) 

Stadtverordneter Köhne bemerkt, dass seitens der SPD-Stadtratsfraktion ein Antrag gestellt 
worden ist, der die Zulassung des Verbrennens von Grünabfällen beinhaltet. In der letzten 
Sitzung des Planungs-, Umwelt- und Bauausschusses sei zu dem Antrag beschlossen worden, 
das Zulassen des Verbrennens von Grünabfällen rechtlich zu würdigen. Wenn die Satzung nun 
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so beschlossen werde, kann das Verbrennen von Grünabfällen nicht mehr in den Abfallkalender 
aufgenommen werden. 

Beigeordneter Schulz erläutert, dass eine Vorprüfung ergeben hat, dass das Verbrennen von 
Grünabfällen nicht zugelassen werden kann. 

Stadtverordneter Köhne stellt daraufhin den Antrag, vorsorglich der rechtlichen Prüfung einen 
Beschluss zu fassen, mit dem das kontrollierte Verbrennen von Grünabfällen zugelassen wird. 

Bürgermeister Stommel lässt über den Antrag abstimmen. 

Abstimmungsergebnis: 16 Ja-Stimmen. 3 Stimmenthaltungen 

„In die Änderung der Abfallsatzung ist das Zulassen der kontrollierten Verbrennung von 
Grünabfällen aufzunehmen.“ 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: 18 Ja-Stimmen, 1 Stimmenthaltung 

Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Jülich wird wie 
folgt erlassen:  

“Folgt 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Jülich 
im Wortlaut gemäß Anlage 3 zu dieser Niederschrift!” 

6. 9. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallbeseitigung in der 
Stadt Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 573/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die 9. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallbeseiti-gung in 
der Stadt Jülich wird wie folgt erlassen: 

„Folgt 9. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfall-
beseitigung in der Stadt Jülich im Wortlaut gemäß Anlage 4 zu dieser Niederschrift!“  

7. 22. Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 606/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die 22. Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Jülich wird wie folgt erlassen: 

„Folgt 22. Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Jülich im Wortlaut gemäß Anlage 5 zu dieser 
Niederschrift!“ 

8. Einführung einer getrennten Abwassergebühr 
(Antrag Nr. 40/2001 der SPD-Stadtratsfraktion vom 28.10.2001) 
(Vorlagen-Nr.: 562/2001) 
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Stadtverordneter Köhne erläutert zum Antrag der SPD-Stadtratsfraktion, dass mit der 
Einführung einer getrennten Abwassergebühr mehr Gebührengerechtigkeit erzielt wird. 

Bürgermeister Stommel bemerkt zu dem Antrag, dass eine getrennte Abwassergebühr erst ab 
dem Jahr 2003 eingeführt werden kann, weil die Festsetzung der Gebühr umfangreiche 
Verwaltungsarbeiten erfordert. 

Stadtverordneter Köhne zieht daraufhin den Antrag zurück und kündigt an, diesen im Januar 
des kommenden Jahres erneut zu stellen. 

9. 2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 605/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: 12 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen 

Die 2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Jülich 
wird wie folgt erlassen: 

„Folgt 2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt 
Jülich im Wortlaut gemäß Anlage 6 zu dieser Niederschrift!„ 

10. Neufassung der Hundesteuersatzung der Stadt Jülich und Anpassung der Steuersätze an den 
Euro 
(Vorlagen-Nr.: 619/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

1.)  Die Satzung über die Erhebung der Hundesteuer in der Stadt Jülich wird wie folgt erlassen: 

„Folgt Satzung über die Erhebung der Hundesteuer in der Stadt Jülich im Wortlaut 
gemäß Anlage 7 zu dieser Niederschrift!“ 

2.) Eine sogenannte „Kampfhundesteuer“ wird vorerst nicht eingeführt. 

3.) Eine auf ein Jahr befristete Steuerbefreiung für Hunde, die aus einem Tierheim 
aufgenommen werden, wird gewährt. 

11. Euroumstellung der Gebühr für das Ausstellen eines Parkausweises für Anwohner 
(Vorlagen-Nr.: 585/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Ab 01.01.2002 wird die Gebühr für das Ausstellen eines Parkausweises für Anwohner auf  
30 €/Jahr festgesetzt. Die Gebühr wird auf monatlich 2,50 €, die zu erhebende Mindest-gebühr 
auf 10 € festgesetzt. 

12. Umstellung des Elteranteiles für den Mittagstisch der Gemeinschaftshauptschule von DM auf 
Euro 
(Vorlagen-Nr.: 560/2001) 

Beschlussentwurf: 
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

1. Der Elternanteil für den Mittagstisch an der Gemeinschaftshauptschule wird auf  
2,10 € festgesetzt. 

2.  Die Schulkonferenz wird aufgefordert, die Essensausgabe ab dem Schuljahr 2002/03 ohne 
städt. Personalkosten zu regeln. 

13. Über- und außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln 

13.1. Außerplanmäßige Bereitstellung von Mitteln für den Neubau der Brücke Radweg Kirchberg 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 
(Vorlagen-Nr.: 608/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die am 05.11.2001 von Bürgermeister Stommel und Stadtverordneten Gunia gemäß § 60 Abs. 
1 Satz 2 der GO NW getroffene Dringlichkeitsentscheidung wird wie folgt genehmigt: 

Bei der HHSt. 2.6300.94033 – Brücke Radweg Kirchberg – ist ein Betrag in Höhe von 
33.808,43 DM außerplanmäßig bereitzustellen. 

Die Deckung erfolgt aus der HHSt. 2.7000.96038 – Sandfang Sandgracht -. 

13.2. Außerplanmäßige Bereitstellung von Mitteln für die Beseitigung des Brandschadens im Parkhaus 
Zitadelle 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 
(Vorlagen-Nr.: 607/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die am 09.11.2001 von Bürgermeister Stommel und Stadtverordneten Gunia gemäß § 60 Abs. 
1 Satz 2 der GO NW getroffene Dringlichkeitsentscheidung wird wie folgt genehmigt: 

Bei der HHSt. 1.6800.50075 – Beseitigung Brandschaden Tiefgarage – ist ein Betrag in Höhe 
von 500.000,00 DM außerplanmäßig bereitzustellen. 

Die Deckung erfolgt aus der HHSt. 1.680.15700 – Erstattung von Versicherungen 
Brandschaden -, und mit 38.000,00 DM aud der HHSt. 1.8170.21000 – Gewinnabführung 
Stadtwerke -, 3.000,00 DM aus 1.900.04100 – Schlüsselzuweisungen -, 9.000,00 DM aus 
1.9000.09100 – Ausgleichszahlung Familienlastenausgleich. 

13.3. Außerplanmäßige Bereitstellung von Mitteln für die allg. bauliche Unterhaltung der Schulen und 
anderer städt. Gebäude 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 
(Vorlagen-Nr.: 609/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die am 16.11.2001 von Bürgermeister Stommel und Stadtverordneten Gunia gemäß § 60 Abs. 
1 Satz 2 der GO NW getroffene Dringlichkeitsentscheidung wird wie folgt genehmigt: 
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Bei den HHSt. der allg. baulichen Unterhaltung sind insgesamt Mittel in Höhe von 50.000,-- 
DM überplanmäßig bereitzustellen. 

Die Deckung erfolgt aus den HHSt. 1.4601.50071 – Änderung Zugang Gaststätte KUBA mit 
10.000,-- DM und aus der HHSt. 1.6300.511003 – Verschleißschichten mit 40.000,-- DM. 

13.4. Überplanmäßige Bereitstellung von Mitteln für den Neubau der Brücke Bongardstraße 
- Dringlichkeitsentscheidung - 
(Vorlagen-Nr.: 597/2001) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt als Dringlichkeitsentscheidung gemäß § 60 Abs. 1 
Satz 1 GO NW wie folgt: 

Bei der HHSt. 2.6300.94031 –Neubau Brücke Bongardstraße- ist ein Betrag in Höhe von 
39.434,38 DM überplanmäßig bereitzustellen. 

Die Deckung erfolgt aus der HHSt. 2.7000.96038 – Sandfang Sandgracht. 

13.5. Überplanmäßige Bereitstellung von Mitteln bei der HHSt. 1.8830.50071 „Erneuerung von 
Kanalhausanschlüssen für die städtischen Wohnhäuser Kirchberger Straße 18, 19, 20 und 
Linzenicher Straße 2, 4, 6 sowie Linzenicher Straße 8, 10, 12“ 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 
(Vorlagen-Nr.: 623/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die am 22.11.2001 von Bürgermeister Stommel und Stadtverordneten Gunia gemäß § 60 Abs. 
1 Satz 2 der GO NW getroffene Dringlichkeitsentscheidung wird wie folgt genehmigt: 

Für den Haushalt 2001 werden bei HHSt. 18830.50071 „Erneuerung von 
Kanalhausanschlussleitungen“ überplanmäßig 38.458,63 DM bereitgestellt. Die Deckung erfolgt 
aus folgenden HHSt.: 

28.000,00 DM aus eingesparten Mitteln bei HHSt. 18810.54000 – Steuern und Abgaben 

6.000,00 DM aus eingesparten Mitteln bei HHSt. 18810.71700 – Kostenerstattung für 
die Pflege der öffentlichen Grünflächen in der Kleingartenanlage 
Nordpolder 

3.000,00 DM aus eingesparten Mitteln bei HHSt. 18800.54000 – Steuern und Abgaben 
für den bebauten Grundbesitz 

  1.458,63 DM Mehreinnahmen bei HHSt. 18810.14001 – Pacht von Grundstücken 

13.5.a Überplanmäßige Bereitstellung einer Verpflichtungsermächtigung für die Kanal- und 
Straßenbauarbeiten in der Christina- u. Barbarastraße 
(Vorlagen-Nr.: 621/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
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Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt als Dringlichkeitsentscheidung gemäß § 60 Abs. 1 
Satz 1 GO NW wie folgt: 

Bei der HHSt. 2.6300.94037 –Straßenbau Christina-Barbarastraße – ist eine 
Verpflichtungsermächtigung in Höhe von  73.600,72DM  überplanmäßig bereitzustellen. Die 
Deckung erfolgt durch Übertragung einer Verpflichtungsermächtigung aus der HHSt. 
2.6300.95016 – Endausbau Straße Baugebiet Huthmacher Straße-. 

14. Bauleitplanung 

14.1. Bebauungsplan  Koslar Nr. 15 „An der alten Schule“ 
a) Beschluss über das Ergebnis der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
b) Satzungsbeschluss für den Teilbereich 15.1 gemäß § 10 BauGB 
(Vorlagen-Nr.: 570/2001) 

Nach kurzer Diskussion herrscht im Haupt- und Finanzausschuss Einvernehmen darüber, die 
Angelegenheit ohne Beschlussempfehlung an den Stadtrat passieren zu lassen. 

14.2. Bebauungsplan Nr. 70.41 „Ginsterweg“ 
- Satzungsbeschluss - 
(Vorlagen-Nr.: 571/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

„Der Bebauungsplan Nr. 70.41 „Ginsterweg“ wird gemäß § 10 BauGB als Satzung 
beschlossen und die Begründung dazu.“ 

15. Abschnittsbildung „Martinusstraße“, Stetternich 
(Vorlagen-Nr.: 574/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Der Abschnitt der Martinusstraße in Stetternich, im Bereich zwischen Einmündung Kölner 
Landstraße und Kreuzung Auf der Klause, wird gemäß § 4 der Satzung über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen in der Stadt Jülich vom 11.3.98 (EBS) zu einem selbständigen 
Abrechnungsgebiet erklärt. Insofern wird gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 EBS der 
Erschließungsaufwand für dieses Abrechnungsgebiet “Martinusstraße” ermittelt und auf die 
hierdurch erschlossenen Grundstücke dieses Abrechnungsgebietes verteilt. 

16. Erschließungseinheit „Auf der Klause/Gertrud-Zillbach-Straße“, Stetternich 
(Vorlagen-Nr.: 591/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Der Abschnitt der Straße “Auf der Klause”, von Einmündung Martinusstraße bis östlicher 
Plangrenze Bebauungsplan Stetternich Nr. 4, und die “Gertrud-Zillbach-Straße” werden zu 
einem einheitlichen Abrechnungsgebiet erklärt. Insofern wird gem. § 3 Abs. 2 der Satzung über 
die Erhebung von Erschließungsbeiträgen der Stadt Jülich vom 11.3.98 der 
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Erschließungsaufwand für diese Erschließungseinheit “Auf der Klause/ Gertrud-Zillbach-Straße” 
insgesamt ermittelt und auf die hierdurch erschlossenen Grundstücke verteilt. 

17. Neuorganisation des Kultur- und Freizeitbereichs (Antrag Nr. 43/2001 der SPD-
Stadtratsfraktion vom 10.11.2001) 
(Vorlagen-Nr.: 590/2001) 

Stadtverordneter Gunia erläutert, dass seitens der CDU-Stadtratsfraktion beabsichtigt sei, 
ebenfalls einen Antrag zu diesem Thema einzureichen, der gezielter sei und schon eine 
Organisationsform vorschlage. Dieser Antrag führe schneller zum Ziel, da er schon eine 
konkrete Konzeption enthält. 

Im Haupt- und Finanzausschuss herrscht Einvernehmen darüber, eine Beschlussfassung über 
den Antrag der SPD-Stadtratsfraktion zurückzustellen bis der Antrag der CDU-
Stadtratsfraktion ebenfalls vorliegt. 

18. Neustrukturierung der Wirtschaftsförderung im Kreis Düren 
- Sachstandsbericht - 
(s. auch Antrag Nr. 41/2001 der CDU-Stadtratsfraktion vom 06.11.2001) 
(Vorlagen-Nr.: 611/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Dem Antrag Nr. 41/2001 der CDU-Stadtratsfraktion entsprechend wird die Verwaltung 
beauftragt, als Entscheidungsgrundlage für die Übernahme eines Geschäftsanteils an der 
geplanten GWS Gesellschaft für Wirtschafts- und Strukturförderung im Kreis Düren mbH 
folgende Unterlagen zu beschaffen: 

1. Jahresabschluss des Jahres 2000 der WEGE mbH 
2. eine  Darstellung der Wirtschaftlichkeitserwartung und des Personalkonzeptes incl. der Pro-

Kopf-Arbeitsleistung in Euro für die neue Gesellschaft  
3. eine Prüfung des Gesamtkonzeptes (gem. Zif. 2) durch einen Wirtschaftsprüfer 

19. Mitwirkung der Stadt Jülich im Städte- und Gemeindenetz Bördenpark 
(Vorlagen-Nr.: 592/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die Stadt Jülich wirkt ab 2002 im Städte- und Gemeindenetz Bördenpark mit. 

20. Änderung der Vergabeordnung 
(Antrag Nr. 19/2001 der F.D.P.-Stadtratsfraktion und der CDU-Stadtratsfraktion vom 
25.04.2001) 
(Vorlagen-Nr.: 604/2001) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die Vergabeordnung als Dienstanweisung für die Stadt Jülich soll entsprechend der Anlage 8 zu 
dieser Niederschrift geändert werden. 
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21. Schlussbericht des Rechnungsprüfungsausschusses über die Prüfung der Jahresrechnung 2000 
- Entlastung des Bürgermeisters 
(Vorlagen-Nr.: 582/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt folgende Beschlussempfehlung an den Stadtrat: 

Der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsausschusses nach § 101 Abs. 3 GO NW über die 
Prüfung der Jahresrechnung 2000 gemäß § 101 Abs. 1 Satz 1 GO NW, der als Anlage 
beigefügt ist, wird zur Kenntnis genommen. 

Der Rat der Stadt Jülich beschließt gemäß § 41 Abs. 1 Buchst. j) sowie § 94 Abs. 1 GO NW 
auf Empfehlung des Rechnungsprüfungs- und des Haupt- und Finanzausschusses die geprüfte 
Jahresrechnung 2000 und erteilt  dem Bürgermeister für das Haushaltsjahr 2000 vorbehaltlos 
Entlastung. 

Der vom Rechnungsprüfungsausschuss beschlossene allgemeine Berichtsband gemäß § 101 GO 
NW über die Prüfung der Jahresrechnung 2000 wird 4 Wochen öffentlich ausgelegt. 

22. Zitadellenfest 2002 
(Vorlagen-Nr.: 610/2001) 

Stadtverordeter Meyer bemerkt, dass das Zitadellenfest wegen seiner Bedeutung erhalten 
werden müsse und beantragt, in der heutigen Sitzung keinen Beschluss zu fassen und bis zur 
Sitzung des Stadtrates mit der Brückenkopf-Park GmbH Gespräche zu führen, ob diese aus 
dem Werbe- und Öffentlichkeitsarbeitsetat eine Ausfallbürgschaft übernimmt. 

Die Angelegenheit wird daraufhin einvernehmlich ohne Beschlussempfehlung an den Rat 
passieren lassen. 

23. Wirtschaftsplan 2002 der Brückenkopf-Park GmbH 
(Vorlagen-Nr.: 625/2001) 

Im Lauf der Beratung wird die Frage gestellt, wie es bei den Personalkosten für die 
Geschäftsführung zu dem Zuwachs von 35.000 DM auf 68.454 DM kommt. 

Da eine sofortige Klärung nicht möglich ist wird die Angelegenheit daraufhin einvernehmlich 
ohne Beschlussempfehlung an den Rat passieren lassen. 

24. Wirtschaftsplan 2002 der Stadtwerke Jülich GmbH und Finanzplan der Stadtwerke Jülich 
GmbH für die Jahre 2001 - 2005 
(Vorlagen-Nr.: 626/2001) 

Beschlussentwurf: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Der Rat der Stadt Jülich beauftragt den Vertreter der Stadt Jülich in der  
Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Jülich GmbH, dem Wirtschaftsplan 2002 der 
Stadtwerke Jülich GmbH – wie vom Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 26.11.2001 empfohlen – 
zuzustimmen. 

Der Rat der Stadt Jülich nimmt den Finanzplan der Stadtwerke Jülich GmbH für die Jahre 2001 
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– 2005 zur Kenntnis. 

25. Einrichtung einer Baustellentoilette - probeweise - auf dem Kommunalfriedhof Jülich 
hier: Bürgerantrag Nr. 10/2001 des Herrn Gottfried Wrede 
(Vorlagen-Nr.: 624/2001) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Der Bürgerantrag des Herrn Gottfried Wrede bezüglich des probeweisen Aufstellens einer 
Baustellentoilette auf dem Kommunalfriedhof Jülich wird an den Planungs- Umwelt- und 
Bauausschuss verwiesen. 

25.a Schaltung von Werbeanzeigen 2002 
(Vorlagen-Nr.: 643/2001) 

Im Haupt- und Finanzausschuss herrscht Einvernehmen darüber, in der heutigen Sitzung keinen 
Beschluss zu fassen und dem Stadtrat vorzuschlagen, die Angelegenheit gemäß § 9 Abs. 1 
Buchstabe c der Hauptsatzung der Stadt Jülich an sich zu ziehen. 

B. Nichtöffentlicher Teil 

 

Der Niederschrift sind als Anlagen beigefügt: 

1. Neufassung der Benutzungs- und Gebührensatzung für die Stadtbücherei Jülich 

2. 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Jülich 

3. 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Jülich 

4. 9. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Jülich 

5. 22. Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Jülich 

6. 2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Jülich 

7. Neufassung der Hundesteuersatzung der Stadt Jülich 

8. Vergabeordnung – Dienstanweisung für die Stadtverwaltung Jülich 




















































